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Entscheidungsdatum

01.12.2020
Norm

AsylG 2005 8§10
AsylG 2005 83
AsylG 2005 8§57
AsylG 2005 88
B-VG Art133 Abs4
FPG 846

FPG 8§52

FPG 855

VWGVG §28 Abs1
VWGVG 831 Abs1
Spruch

L519 2210175-1/22E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Einzelrichterin Gber die Beschwerde von
XXXX, Staatsangehorigkeit: XXXX, vertreten durch XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und
Asyl vom XXXX, Zahl: XXXX, beschlossen:

A)

Das Verfahren wird wegen Zurtickziehung der Beschwerde gemaR § 28 Abs. 1iVm8 31 Abs. 1 VWGVG eingestellt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Begrindung:

I.  Verfahrensgang:


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/31

Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, vom 19.10.2018, ZI. 1090675505-151530540, wurden die
Antrage der beschwerdefihrenden Partei (bP), gemalR § 3 Abs. 1 iVm & 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG 2005 bezuglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) abgewiesen und gemaf3 8 8 Abs. 1 AsylG des Status des
subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt I.). GemaR 8§ 57 AsylG wurde ein Aufenthaltstitel aus
bericksichtigungswirdigen Grinden nicht erteilt; gemaR § 10 Abs. 1 Z. 3 AsylG wurde eine Rickkehrentscheidung
erlassen und festgestellt, dass die Abschiebung gem. § 46 FPG in den IRAK zul&ssig ist (Spruchpunkt Ill bis V.). GemaR §
55 Abs. 1 bis 3 FPG betragt die Frist fir die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechstkraft der Riuckkehrentscheidung
(Spruchpunkt VI).

Gegen diesen Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl erhob die bP fristgerecht Beschwerde.

Am 24.11.2020 langte beim Bundesverwaltungsgericht ein Schreiben ein, in dem die Vertretung mitteilte, dass die bP
ihre Beschwerde gegen die Entscheidung des BFA im Verfahren zu ihrem Antrag auf internationalen Schutz

vollinhaltlich zurtckzieht.
Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu Spruchpunkt A)

GemaR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgericht mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBI. | 2013/122 geregelt (8 1 leg. cit.).

Gemal 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR 8 17 VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung BAO BGBI. 1961/194, des Agrarverfahrensgesetzes AgrVGBGBL.
1950/173 und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 DVGBGBI. 1984/29, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die

Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

Gemal 8 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein

Erkenntnis zu fallen ist.

§ 7 Abs. 2 VWGVG normiert, dass eine Beschwerde nicht mehr zulassig ist, wenn die Partei nach Zustellung oder

Verkundung des Bescheides ausdricklich auf die Beschwerde verzichtet hat.

Eine Zuruckziehung der Beschwerde durch den Beschwerdefuhrer ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der
Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung moglich (Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der
Verwaltungsgerichte, 8 7 VWGVG, K 6).

Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Berufung zuruck, ist nur dann zuldssig, wenn die entsprechende
Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst. MalRgebend ist daher das Vorliegen einer in dieser Richtung eindeutigen
Erklarung (vgl. VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, uvm.).

Durch den unmissverstandlich formulierten Parteiwillen, welcher auf Zurlickziehung der Beschwerde gerichtet war, ist
einer Sachentscheidung durch das Gericht die Grundlage entzogen. Aufgrund der Zurtickziehung der Beschwerde mit

Schriftsatz vom 24.11.2020 war daher das gegenstandliche Verfahren einzustellen.

Zu Spruchpunkt B)


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/57
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/46
https://www.jusline.at/gesetz/bvwgg/paragraf/6
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/122
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/58
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1961_194_0/1961_194_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1950_173_0/1950_173_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1984_29_0/1984_29_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/31
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/7
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/7

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal’ Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil der gegenstandliche Beschluss nicht von der Losung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht der Beschluss von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt eine solche Rechtsprechung oder wird die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet.
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